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BESCHLUSS

__________________________________________________________________

des 54. Ord. Bundesparteitages der FDP, Bremen, 16. - 18. Mai 2003
___________________________________________________________________
- Impfen statt Töten -
Grundlage für den Einsatz von Markerimpfstoffen schaffen

Nach der BSE-Krise und der Maul- und Klauenseuche (MKS) droht nun die Geflügelpest zu hohen Verlusten bei der Land- und Ernährungswirtschaft zu führen. Außerdem besteht die Gefahr, dass das Vertrauen der Verbraucher in Lebensmittel zurückgeht. Dem müssen die Bundesregierung und die Länder durch entschiedenes Handeln und verstärkte Verbraucheraufklärung entgegenwirken.

Nach Auffassung der FDP ist für eine wirkungsvolle Bekämpfung der Geflügelpest eine Änderung der bisherigen „Nichtimpfungspolitik“ in Europa von zentraler Bedeutung. Das massenhafte Verbrennen von Tierkadavern auf Scheiterhaufen, wie es auf dem Höhepunkt der MKS-Bekämpfung in Großbritannien praktiziert wurde, muss verhindert werden. Die Erfahrungen im Zusammenhang mit der Geflügelpest in den Niederlanden, wo bereits mehr als 250 Ausbrüche von Geflügelpest bestätigt und 30 Mio. Tiere verendet sind oder getötet wurden, unterstreichen diese Notwendigkeit. An die Stelle der heutigen „Nichtimpfungspolitik“ muss der Grundsatz treten: Impfen statt Töten.

Die FDP fordert daher:

· Die Bundesregierung muss sich entschieden für eine Änderung der „Nichtimpfungspolitik“ in Europa einsetzen. Nur durch eine gezielte Impfung lässt sich die Ausbreitung von Seuchen wie z. B. Geflügelpest verhindern und großer Schaden von der Land- und Ernährungswirtschaft abwenden.

· Die Bundesregierung muss die Forschung und Entwicklung von so genannten „Markerimpfstoffen“ vorantreiben, damit schnellstmöglich wirksame und praxistaugliche Bekämpfungsmittel zur Verfügung stehen, die das sinnlose Töten von Tieren verhindern.

· Die Bundesregierung muss auf EU- und internationaler Ebene darauf hinwirken, dass mit dem Einsatz von „Markerimpfstoffen“ die bisherigen Handelsbeschränkungen für Exporte durch das Internationale Tierseuchenamt in Paris entfallen.

